
Städtebaulicher Vertrag 

 
zwischen 
 
der Stadt Soltau 

Poststraße 12, 29614 Soltau 
vertreten durch den Bürgermeister Olaf Klang 
 

im Folgenden „Stadt“ genannt 

 
und 
 

 

 
 

 
 

im Folgenden „Eigentümerin“ genannt 
 

Präambel 
 

Der Bebauungsplan Nr. 130 „Nahversorgungszentrum Ecke Walsroder Straße/Am 
Bahnhof“ und Teilaufhebung des Bebauungsplanes Nr. 65 „Am Bahnhof“ befindet sich 
zurzeit in der Aufstellung. 
 
Die Eigentümerin ist im Besitz der Grundstücke mit den Flurstücknummern  

 der Flur , sowie  der Flur , jeweils der Gemarkung . Auf dem Flurstück 
 der Flur  wurde eine geringfügige Erweiterung der Verkaufsfläche des REWE-

Verbrauchermarktes an der Straße „Am Bahnhof“ sowie damit verbunden die Schaffung 
zusätzlicher Stellplätze bereits bestandskräftig genehmigt und umgesetzt (die aktuelle 
Nutzung wird nachfolgend auch „Bestandsnutzung“ genannt). 

 
Die Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr (NLVSTBV) äußert im 
Rahmen ihrer Stellungnahme vom 30. Juni 2022 (siehe Anlage) zur öffentlichen 
Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB keine 
Bedenken gegen den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 130, wenn evtl. 
Schutzmaßnahmen gegen die vom Landesstraßenverkehr ausgehenden Emissionen nicht 
zu Lasten der Straßenbauverwaltung erfolgen. 
Sollte es im Weiteren künftig auf Grund eines höheren Verkehrsaufkommens 
(insbesondere querender Ziel- und Quellverkehr), das dem Planvorhaben zuzurechnen ist, 
zu Anpassungen bzw. Erweiterungen der Knotenpunktbereiche Landesstraße 163 
„Walsroder Straße“ / Stadtstraße „Am Bahnhof“ in Abschnitt 140 bei Station 0.097, 
Landesstraße 163 „Walsroder Straße“ / Stadtstraße „Rühberg“ in Abschnitt 140 bei Station 
0.238 und Landesstraße 163 „Walsroder Straße" / Stadtstraße „Feldstraße“ in Abschnitt 
140 bei Station 0.302 kommen, wie z.B. Anlegung eines Linksabbieger- bzw. 
Rechtsabbiegerstreifens oder Hilfe, Ausbau der Einmündung, Aufstellung einer 
Lichtsignalanlage o.ä., so gehen sämtliche Kosten für Planung, Bauausführung, ggf. 
Grunderwerb, Unterhaltung, Betrieb etc. in voller Höhe zunächst zu Lasten der Stadt.  
 
Diese Kosten sollen der Stadt von der Eigentümerin der genannten Flurstücke erstattet 
werden, soweit diese künftigen, über die Bestandsnutzung hinausgehende, anderweitigen 
Nutzungen der Flurstücke zuzurechnen sind. Dies ist dem geschuldet, dass durch die 
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Festsetzungen eines Kerngebietes des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes 
sämtliche kerngebietstypischen Einzelhandelsnutzungen zulässig sind, die damit auch 
Auswirkungen auf den Ziel- und Quellverkehr haben können. 
 

§ 1  
Kostenregelung 

 
(1) Die Eigentümerin trägt die Kosten für notwendige Anpassungen oder 

Erweiterungen der Knotenpunkbereiche gemäß der Stellungnahme der NLSTBV 
vom 30. Juni 2022 (Anlage), sofern durch ein künftig erhöhtes Verkehrsaufkommen 
(steigender Zielverkehr), dass unmittelbar künftigen Nutzungen auf den genannten 
Flurstücken, die über die Bestandsnutzung hinausgehen, zugerechnet werden 
kann. In diesem Fall liegen sämtliche Kosten für Planung und Bauausführung bei 
der Eigentümerin. 
 

(2) Die Kostenübernahme gilt, solange der in Aufstellung befindliche Bebauungsplan 
Nr. 130 rechtsverbindlich ist.  
 

(3) Zum Nachweis der der künftigen Nutzungen in dem vorbenannten Sinne 
zurechenbaren Zielverkehre ist ein entsprechendes Verkehrsgutachten erforderlich. 
Die Kosten des Gutachtens trägt die Eigentümerin. 

 
§ 2 

Rechtsnachfolge 
 

Die Eigentümerin verpflichtet sich, die nach diesem Vertrag bestehenden Rechte und 
Pflichten schuldbefreiend etwaigen Rechtsnachfolgern mit Zustimmung der Stadt zu 
übertragen. Die Zustimmung wird erteilt, wenn die Rechtsnachfolger sich gegenüber der 
Stadt schriftlich zur Einhaltung dieses Vertrages verpflichten. 
 

§ 3 
Schlussbestimmungen 

 
(1) Stillschweigende, mündliche oder schriftliche Nebenabreden wurden nicht 

getroffen.  
 

(2) Änderungen oder Ergänzungen dieses Vertrages sind nur wirksam, wenn sie 
schriftlich vereinbart werden. Dies gilt auch für eine Änderung dieser 
Schriftformklausel.  

 
(3) Die Unwirksamkeit oder Undurchführbarkeit einzelner Bestimmungen dieses 

Vertrages berührt die Wirksamkeit der übrigen Regelungen dieses Vertrages nicht. 
Die Vertragsparteien verpflichten sich, unwirksame oder undurchführbare 
Bestimmungen durch solche zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck des Vertrages 
rechtlich und wirtschaftlich entsprechen. Entsprechendes gilt für den Fall, dass sich 
der Vertrag als lückenhaft erweist. 

 
(4) Der Vertrag ist zweifach ausgefertigt. Die Eigentümerin und die Stadt erhalten je 

eine Ausfertigung. 
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, den _________________  Soltau, den _________________ 

 
 
 
________________________    ________________________ 

    Olaf Klang  
Geschäftsführer    Der Bürgermeister  
 
 
 
_______________________ 

  
Geschäftsführer 
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Anlage zum städtebaulichen Vertrag
Stadt Soltau./.


